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fangnisgesetz" (RMRB, 30.12.94). Der 

Gesetzestext hebt die Rechte der Gefan­

genen hervor und hält das Wachperso­

nal zur Respektierung dieser Rechte an. 

Der Text weist Ähnlichkeiten mit inter­

nen Polizeivorschriften zur Behandlung 

von Sträflingen auf, die bereits 1982 er­

lassen wurden. Willkürliche Mißhand­

lungen von Gefangenen wurden durch 

diese Bestimmungen nicht verhindert. 

Es bleibt abzuwarten, ob das neue Ge­

setz eine Besserung in dieser Hinsicht 

bringen wird.

1994 habe es, so Zhang Xiufu, nur 

noch 2.829 "Konterrevolutionäre" unter 

den Strafgefangenen gegeben, die meist 

wegen Verbindungen zu taiwanesischen 

und ausländischen Geheimdiensten ver­

urteilt worden seien. Die Zahl der 

"Konterrevolutionäre" sei jedoch in den 

letzten Jahren stetig zurückgegangen:

1992 seien es noch 3.651 gewesen,

1993 nur noch 3.036.

Die von Zhang Xiufu angegebenen 

Zahlen erscheinen als wenig glaubwür­

dig. In seiner Studie des chinesischen 

GULag kam Jean-Luc Domenach {Chi­

na: l'archipel oublie, Paris 1992) zu 

dem Schluß, daß Ende der achtziger 

Jahre noch zwischen vier und 5,7 Mio. 

Personen, darunter zwei bis drei Pro­

zent politische Gefangene, in chinesi­

schen Straflagern und Gefängnissen ein­

saßen. Genauere Zahlen der politischen 

Gefangenen sind schwer zu ermitteln, 

da zahlreiche Oppositionelle ohne for­

males Gerichtsverfahren aufgrund einer 

"administrativen Strafe" oder unter dem 

Schleier willkürlich herangezogener an­

derer strafrechtlicher Delikte in die La­

ger deportiert werden.

In den vom chinesischen Justizministe­

rium gemachten Angaben sind außer­

dem nicht die zur "Besserung durch Ar­

beit" (laojiao, einer sogenannten "ad­

ministrativen Strafe", die von der Poli­

zei ohne Gerichtsurteil verhängt werden 

kann) Verurteilten enthalten. Allein 

schon offiziellen Angaben zufolge (vgl. 

XNA, 7.4.94) sitzen in diesem ergän­

zenden Straflager-System mindestens 

150.000 Menschen ein. -hei-

*(H)

Tod des Wirtschaftsplaners Yao Yiiin

Im Alter von 77 Jahren ist am 11. De­

zember in Beijing der Revolutionsvete­

ran Yao Yiiin verstorben, der schon 

lange krank gewesen war. Er wurde 

von der Nachrichtenagentur Neues Chi­

na als "hervorragender proletarischer

Revolutionär und brillanter Wirtschafts­

leiter" gepriesen. Yao war erst im Ok­

tober 1992 auf dem XIV. Parteitag der 

KPCh aus dem Ständigen Ausschuß des 

Politbüros ausgeschieden und im März 

1993 auf dem VIII. NVK als stellvertre­

tender Ministerpräsident zurückgetre­

ten.

Yao Yiiin galt - wie auch der Parteive­

teran Chen Yun - als Patron von Mini­

sterpräsident Li Peng. Dessen Huldi­

gung für den Toten erschien am 21. 

Dezember unter dem Titel "Meine tiefe 

Trauer um den Genossen Yao Yiiin" in 

der Volkszeitung. (Übersetzung in 

SWB, 22.12.94; s.a. XNA, 21.12.94) 

Li Peng, der Yao zum ersten Mal 1946 

traf, beklagte in seinem Nachruf den 

Verlust eines vertrauten Kollegen und 

loyalen Veteranen. In den Jahren der 

Zusammenarbeit mit ihm habe er den 

Eindruck gewonnen, daß dieser ein gu­

ter Mitarbeiter und ein aufrechter und 

toleranter (!) Veteran sei. Als stellver­

tretender Ministerpräsident und dann 

als Ministerpräsident habe er immer 

Yao Yilins Meinung eingeholt, wenn er 

jemanden wegen eines Problems um Rat 

fragen wollte.

1917 in der Provinz Anhui geboren, be­

suchte Yao Yiiin die berühmte natur­

wissenschaftliche Hochschule Qinghua 

in Beijing (Abschluß im Fach Chemie) 

und gehörte zu den Organisatoren der 

patriotischen Beijinger Studentenbewe­

gung, die sich für den Widerstand ge­

gen die Japaner und die Einführung der 

Demokratie einsetzte. Nach Gründung 

der VR China 1949 war Yao als stell­

vertretender Handelsminister und Mini­

ster für Wirtschaft tätig. In der "Kultur­

revolution" kritisiert und seiner Ämter 

enthoben, wurde er schon 1973 rehabi­

litiert und übernahm u.a. die Posten ei­

nes stellvertretenden Ministers für Au­

ßenhandel, des Wirtschaftsministers 

und des Vorsitzenden der Staatlichen 

Planungskommission sowie des Leiters 

der ZK-Führungsgruppe für Wirtschaft 

und Finanzen. 1979 erfolgte seine Er­

nennung zum stellvertretenden Mini­

sterpräsidenten und auf dem XIII. Par­

teitag 1987 seine Wahl in den Ständigen 

Ausschuß des Politbüros. Als Vorsit­

zender der staatlichen Prüfungskommis­

sion für das Drei-Schluchten-Projekt, 

den gigantischen Wasserregulierungs­

bau des Yangzi-Flusses, hatte er sich 

Ende 1989 gegen eine Realisierung des 

Projekts ausgesprochen, war dann aber 

später umgeschwenkt.

Als Verantwortlicher für Wirtschafts­

fragen war Yao Yiiin - in Übereinstim­

mung mit seinen Ratgebern Chen Yun

und Li Xiannian - ein strenger Verfech­

ter einer zentralen Befehlsplanung. Als 

er merkte, daß dadurch die gravieren­

den Probleme Chinas nicht gelöst wer­

den konnten, näherte er sich den gemä­

ßigten Reformern um Deng Xiaoping, 

mahnte jedoch eindringlich zur Vorsicht 

bei den wirtschaftlichen Reformen, weil 

sie eine gefährliche Eigendynamik zu 

entwickeln begannen. Diese Haltung er­

innert an Ministerpräsident Li Peng, 

der auch kein Freund von schnellen, 

einschneidenden Reformmaßnahmen ist. 

(RMRB, 13./20.94; XNA, 13.12.94; 

Xinhua, 18.12.94, in SWB, 21.12.94; 

CNA, No.1526 [1.1.95]; NZZ,

14.12.94) -ljk-

Kultur und Gesellschaft

*(12)

Ansichten des ZK und Staatrats zur 

Verbreitung von Wissenschaft und 

Technik

Am 14.Dezember 1994 wurde in der 

chinesischen Presse ein Dokument mit 

dem Titel "Einige Ansichten des ZK 

der KPCh und des Staatsrats zur stärke­

ren Verbreitung von Wissenschaft und 

Technik" veröffentlicht (RMRB, 

GMRB, 14.12.94; Übers, nach Xinhua 

Inlanddienst, 13.12.94 in: SWB, 

31.12.94). Das Dokument trägt das Da­

tum vom 5.12.1994, war also kurz zu­

vor erstellt worden. In den "Ansichten" 

geht es darum, die Bedeutung von Wis­

senschaft und Technik für die wirt­

schaftliche und gesellschaftliche Ent­

wicklung Chinas im Hinblick auf das 

21.Jahrhundert und Chinas Stellung in 

der Welt herauszustellen. Die Verbrei­

tung von Wissenschaft und Technik, so 

heißt es zu Beginn, sei eine Schlüssel­

maßnahme zur Anhebung der Qualität 

der gesamten Nation; sie sei darüber 

hinaus ein wesentlicher Inhalt des Auf­

baus einer sozialistischen materiellen 

und geistigen Zivilisation und eine 

notwendige Maßnahme zur Heranbil­

dung einer Generation neuer Menschen. 

Die Ansichten der politischen Führung 

Chinas zu diesem Thema werden in 13 

Punkten dargelegt, die im folgenden zu­

sammengefaßt wiedergegeben werden.

1. Wissenschaft und Technik (im fol­

genden W+T) sind die wichtigsten 

Produktivkräfte und die wichtigste 

Kraft für Wandel in der wirtschaftlichen 

und gesellschaftlichen Entwicklung.
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Die weltweite technologische Revolu­

tion hat die wirtschaftliche und gesell­

schaftliche Entwicklung, ja selbst die 

Lebensweise der Menschen weltweit 

verändert. Der Wettbewerb in W+T, 

insbesondere der Wettbewerb in bezug 

auf Fachleute in W+T, ist zum Brenn­

punkt des Wettbewerbs aller Nationen 

in der Welt geworden. Viele Staaten be­

trachten die Hebung des wissenschaftli­

chen und kulturellen Niveaus ihrer Be­

völkerung als Schlüssel zum Erfolg für 

den Wettbewerb des 21.Jh. Um mit die­

sem weltweiten Trend Schritt zu halten 

und den Herausforderungen des näch­

sten Jahrhunderts zu begegnen, muß 

China durch Verbreitung wissenschaft­

licher und kultureller Kenntnisse und 

durch Hinführen der Menschen zu wis­

senschaftlicher Produktions- und Le­

bensweise die Wirtschaft dazu bringen, 

sich auf den wissenschaftlich-techni­

schen Fortschritt zu stützen, und die 

Qualität seiner Arbeitskräfte anheben.

2. In den vergangenen 45 Jahren hat 

China große Erfolge bei der Verbrei­

tung wissenschaftlicher Kenntnisse er­

zielt, insbesondere auch auf dem Lande. 

Dennoch hinkt China weit hinter den 

Anforderungen seiner wirtschaftlichen 

und gesellschaftlichen Entwicklung hin­

terher. In den letzten Jahren ist die Po­

pularisierung von Wissenschaft zuneh­

mend mit Schwierigkeiten konfrontiert. 

Aberglaube sowie anti- und pseudowis­

senschaftliche Praktiken breiten sich 

aus, vergiften das Denken der Men­

schen und verdummen die Massen, ver­

derben die junge Generation und behin­

dern den Aufbau der sozialistischen ma­

teriellen und geistigen Zivilisation. Aus 

diesem Grunde ist es eine dringende 

Aufgabe, die Verbreitung von Wissen­

schaft effektiv voranzutreiben.

3. Die Verbreitung von W+T betrifft 

nicht nur den wirtschaftlichen Auf­

schwung, den wissenschaftlich-techni­

schen Fortschritt und die gesellschaftli­

che Entwicklung insgesamt, sondern 

auch den Erfolg der sozialistischen Mo­

dernisierung und den Aufstieg der Na­

tion. Sozialismus bedeutet weder Armut 

noch Unwissenheit. Die Intensivierung 

der Verbreitung von W+T und die An­

hebung des wissenschaftlichen und kul­

turellen Niveaus des gesamten Volkes 

zielt darauf ab, den "feudalistischen 

Aberglauben" an der Wurzel auszurot­

ten. Ihre wichtigsten Ziele sind: W+T 

als Grundlage für den wirtschaftlichen 

Aufbau zu begreifen, das Niveau der 

Arbeitskräfte anzuheben, Entschei­

dungsprozesse auf eine wissenschaftli­

che Grundlage zu stellen, eine Genera­

tion neuer Menschen auf wissenschaftli­

cher Basis heranzubilden, Kader und 

Bevölkerung bei der Erwerbung wissen­

schaftlicher Kenntnisse anzuleiten und 

Aberglauben, Unwissenheit und Armut 

zu überwinden.

4. Um die Verbreitung von W+T ha­

ben sich die Parteikomitees und die Re­

gierungen aller Verwaltungsebenen zu 

kümmern. Sie müssen diese Arbeit als 

langfristige strategische Aufgabe stän­

dig im Auge haben und alle vorhande­

nen Einrichtungen und Potentiale nut­

zen.

5. Die Führungsrolle von Partei und 

Regierung bezüglich der Verbreitung 

von W+T muß gestärkt werden. Die 

Staatliche W+T-Kommission, der die 

Verbreitung von W+T in ganz China 

obliegt, wird Pläne aufstellen, Anord­

nungen treffen sowie die Aufsicht und 

die politische Führung durchführen. Sie 

wird ferner gemeinschaftliche Treffen 

mit entsprechenden Abteilungen organi­

sieren und die Arbeit koordinieren. Die 

Chinesische Gesellschaft für W+T und 

andere Massenorganisationen und aka­

demische Institutionen sollen weiterhin 

eigene Initiativen zur Verbreitung von 

W+T entfalten. Der Staat wird einen 

allgemeinen Plan für die Verbreitung 

von W+T aufstellen und diesen in den 

9. Fünfjahrplan aufnehmen. Entspre­

chende Planungen sollen alle Behörden 

und Lokalverwaltungen in ihre Pläne 

für die wirtschaftliche, wissenschaft­

lich-technische und gesellschaftliche 

Entwicklung aufnehmen. Dabei ist ins­

besondere darauf zu achten, daß die 

Verbreitung von W+T mit den genann­

ten anderen Plänen abgestimmt wird.

6. Die Verbreitung von W+T er­

streckt sich auf die ganze Gesellschaft; 

deshalb ist es erforderlich, für das Ver­

halten, die Rechte und die Pflichten der 

Regierungen, Organisationen und der 

Öffentlichkeit hinsichtlich dieser Arbeit 

gesetzliche Normen aufzustellen. Der 

Staat wird auf der Grundlage der Ver­

fassung und der allgemeinen Forderung 

nach "Verbreitung von W+T" im Ge­

setz über wissenschaftlich-technischen 

Fortschritt spezielle gesetzliche Rege­

lungen und Durchführungsbestimmun­

gen aufstellen und den Gesetzgebungs­

prozeß hinsichtlich der Verbreitung von 

W+T beschleunigen, so daß diese Ar­

beit möglichst schnell in legalisierten 

und systematisierten Bahnen verläuft.

7. Gegenwärtig soll aufgrund der spe­

zifischen Bedingungen Chinas der 

Schwerpunkt der Arbeit auf folgende 

Bereiche gelegt werden:

- Die Verbreitung von W+T ist durch 

Erziehung in wissenschaftlichen 

Kenntnissen und Methoden und 

durch Erziehung zu wissenschaftli­

chem Denken zu fördern. Neben wis­

senschaftlichen Kenntnissen soll auch 

angewandte Technologie vermittelt 

werden.

Zielgruppen sind die Jugend, die 

ländlichen Kader und Massen und die 

Führungskader aller Ebenen.

- Die Hauptrolle bei der Verbreitung 

von W + T spielt das Erziehungswe­

sen. In Zusammenhang mit der Re­

form des Schulwesens sollen der Ju­

gend W+T auf vielfältige Weise 

vermittelt werden; ihre Denk- und 

Aktionsfähigkeit sowie ihre Kreativi­

tät sollen ausgebildet und es soll ih­

nen zu einem richtigen Wissen­

schaftsbild, zu einer richtigen Le­

bensauffassung und zu einer richtigen 

Weltanschauung verhoifen werden.

- Die Verbreitung fortgeschrittener an­

gewandter Technologie soll in erster 

Linie auf die Bauern gerichtet sein, 

zumal solche in armen Gebieten und 

in Minderheitengebieten.

- Die wissenschaftliche Erziehung des 

Volkes soll dazu dienen, den feudali­

stischen Aberglauben und die Rück­

ständigkeit aufgrund von Unwissen­

heit zu überwinden.

8. Zur Förderung der Entwicklung 

muß eine neue Situation für die Ver­

breitung von W+T geschaffen werden, 

insbesondere sollen Offenheit, Wettbe­

werb und Zirkulation herrschen. Dieje­

nigen, die für diese Arbeit zur Verfü­

gung stehen, müssen Anerkennung fin­

den durch entsprechende Behandlung, 

Entlohnung, Titel, Fortbildung und 

Auszeichnung. Auf der untersten Ebene 

sollen Organisationen zur Verbreitung 

von W+T in großer Zahl entstehen, die 

sich am Bedarf der Gesellschaft und des 

Marktes orientieren, nach den Regeln 

der Marktwirtschaft arbeiten und be­

zahlte Dienste verschiedenster Art an­

bieten. Organisationen und Leute, die 

fortgeschrittene angewandte Technolo­

gie und Informationsdienste anbieten, 

sollen ermuntert werden, auf eigene Ini­

tiative eine Organisation zu gründen, 

selbständig Geld zu beschaffen und für 

Profit und Verlust selbst verantwortlich 

zu sein. Der Aufbau von Organisatio­

nen für die Verbreitung von W+T muß 

mit dem Aufbau eines sozialisierten 

Dienstleistungssystems kombiniert wer­

den, wobei die Entwicklung verschie­

dener Formen nichtstaatlicher Organisa­

tionen, die wissenschaftlich-technische 

Dienste anbieten, forciert werden soll.
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9. Mit der weiteren wirtschaftlichen 

und gesellschaftlichen Entwicklung und 

dem Anstieg der Steuereinnahmen wird 

der Staat allmählich mehr Finanzmittel 

für die Verbreitung von W + T zur Ver­

fügung stellen und diese Arbeit langfri­

stig, anhaltend und stetig unterstützen. 

Es ist notwendig, die begrenzten finan­

ziellen Mittel auf wichtige Projekte zu 

konzentrieren und die Effektivität der 

Verwendung der Mittel zu erhöhen. Al­

le Gebiete sollen Einrichtungen zur 

Verbreitung von W+T bauen oder re­

novieren und diese als Zeichen einer 

modernen, zivilisierten Stadt betrach­

ten.

10. Der Staat ermutigt die gesamte Ge­

sellschaft, gemeinnützige Unternehmen 

zur Verbreitung von W+T zu betreiben 

und wird die entsprechenden gesetzli­

chen und politischen Voraussetzungen 

schaffen. Auf der Grundlage strenger 

Definitionen werden die Eigentums­

rechte gemeinnütziger Unternehmen 

klargestellt und diese zu eigenen 

Rechtspersönlichkeiten gemacht. Un­

ternehmen, gesellschaftliche Gruppen 

und andere Einheiten sollen zu Spenden 

für die Verbreitung von W+T und zum 

Betreiben gemeinnütziger Einrichtungen 

ermuntert werden, die der Gesellschaft 

Dienste anbieten. Auch aus dem Aus­

land soll Geld für solche gemeinnützi­

gen Organisationen eingeworben wer­

den.

gandaabteilungen aller Ebenen sollen 

die Kontrolle über die wissenschaftlich- 

technischen Inhalte der Massenmedien 

und Publikationen verstärken und Be­

richte, die unwissenschaftlich sind oder 

Aberglauben propagieren, verbieten. 

Organisationen und Personen, die 

schlechten Einfluß ausüben oder gegen 

das Strafrecht verstoßen, müssen be­

straft werden.

12. Man muß die Langfristigkeit, 

Kompliziertheit und Schwierigkeit der 

Bekämpfung anti- und pseudowissen­

schaftlicher Aktivitäten begreifen. Ent­

sprechend dem Gesetz müssen diejeni­

gen bestraft werden, die mit Hilfe feu­

dalistischen Aberglaubens kriminelle 

Handlungen begehen, reaktionäre Sek­

ten verboten werden und diejenigen, die 

an solchen Aktivitäten teilnehmen, kri­

tisiert und erzogen werden. Vor allem 

die Führungskader aller Ebenen müssen 

mit gutem Beispiel vorangehen, sich 

moderne wissenschaftliche Kenntnisse 

und Methoden aneignen und gegen an­

tiwissenschaftliche Trends vorgehen. Es 

ist ihnen verboten, an feudalistisch­

abergläubischen und antiwissenschaftli­

chen Aktivitäten teilzunehmen. Auch 

dürfen Partei- und Regierungskader 

keine Gottheiten in Tempeln verehren, 

keine Wahrsager aufsuchen oder groß­

artige Trauerfeiem durchführen. Sie 

müssen eine Vorbildrolle für eine gute 

gesellschaftliche Moral spielen. Die be­

stehenden heiligen Stätten müssen alle 

überprüft und in Ordnung gebracht, 

Wahrsagerei und andere feudalistisch­

abergläubische Aktivitäten mit admini­

strativen und gesetzlichen Methoden 

verboten werden. Auf der Grundlage 

der Religions- und Nationalitätenpolitik 

der Partei soll die Kontrolle über Se­

henswürdigkeiten verstärkt werden, 

ferner soll die Qualität der Reiseführer 

verbessert und deren Rolle für die Ver­

breitung von W+T entfaltet werden.

13. Die Verbreitung von W+T obliegt 

hauptsächlich den professionellen Kräf­

ten; zugleich aber soll die gesamte Ge­

sellschaft in diese Arbeit eingebunden 

sein. Erziehungs-, Propaganda-, Kultur- 

und Tourismusabteilungen, Jugendliga, 

Gewerkschaften und Frauenverbände 

sollen sich aktiv an der Verbreitung von 

W+T beteiligen, auch alle W+T-Or- 

ganisationen, Hoch- und Fachschulen 

und Akademien sowie Wissenschaftler 

und Techniker sollen sich dieser Aufga­

be widmen.

Die Verbreitung von W+T, so schließt 

das Dokument, ist eine grundlegende 

strategische Aufgabe, die Chinas Ent­

wicklung im 21.Jh. betrifft. Deshalb 

hätten alle Parteikomitees und Regie­

rungen für eine schnelle Umsetzung zu 

sorgen.

Diese vom ZK und Staatsrat geäußerten 

"Ansichten" sind zwar nicht einem Ge­

setz zu vergleichen, haben aber durch­

aus verbindlichen Charakter. Sie stellen 

gleichsam die Vorstufe zu einer aus­

führlicheren Gesetzgebung dar; eine 

solche wird in den "Ansichten" ange­

kündigt (Punkt 6). Inhaltlich ist eine 

doppelte Zielrichtung festzustellen: 

Zum einen geht es um Chinas Stellung 

in der Welt, d.h. um Chinas Aufstieg 

im 21.Jh. Eine Weltmachtstellung fußt 

nach Auffassung der politischen Füh­

rung Chinas in erster Linie auf wirt­

schaftlicher Macht und diese ihrerseits 

auf wissenschaftlich-technischem Fort­

schritt. Deshalb sollen W+T gefördert 

und durch entsprechende Erziehung das 

Niveau ("die Qualität") der gesamten 

Bevölkerung, zumal der Arbeitsbevöl­

kerung, angehoben werden.

Zum anderen liegt der Partei einmal 

mehr daran, gegen unwissenschaftliches 

Verhalten, also das, was in China offi­

ziell als feudalistischer Aberglaube be­

zeichnet wird, vorzugehen. Im weiteren 

Sinne ist davon auch die Religion be­

troffen, allerdings in erster Linie die ei­

gene volksreligiöse Tradition und weni­

ger die großen Religionen. Die Partei 

vertritt gemeinhin die Auffassung, daß 

sich Wissenschaftlichkeit auf der einen 

und Aberglaube und Religion auf der 

anderen Seite letztlich einander aus­

schließen. Mit dem Gedanken, daß bei­

des auch vereinbar sein kann, will sich 

die Partei nicht anfreunden. Angesichts 

des in den letzten Jahren zu beobach­

tenden Wiedererstarkens religiösen 

Lebens, aber auch anderer Praktiken, 

die unter den Sammelbegriff feudalisti­

scher Aberglaube fallen, wittert die Par­

tei die Gefahr einer ideologischen Auf­

weichung und, damit verbunden, des 

eigenen Machtverlusts.

Die Verbreitung von W+T, die eigent­

lich das Ziel der Anstrengungen sein 

sollte, wird letztlich - so scheint es - für 

andere Zwecke instrumentalisiert: zum 

einen für nationalistische Zwecke (Er­

langung nationaler Größe, Wiederauf­

stieg Chinas im 21.Jh.), zum anderen 

zur Sicherung der Parteiherrschaft 

(Kampf gegen ideologische Aufwei­

chung stendenzen). Aufgrund der in den 

"Ansichten" gesetzten Schwerpunkte 

entsteht der Eindruck, daß der Partei 

der zweite Aspekt besonders wichtig er­

scheint. Die Energie jedoch, die in die

11. Die Massenmedien müssen voll für 

die Propagierung der Verbreitung von 

W+T genutzt werden. Unter dem Ge­

sichtspunkt der Verbesserung der Quali­

tät des ganzen Volkes und der Heran­

bildung der nächsten Generation muß 

die Bedeutung der Propaganda für die 

Verbreitung von W+T herausgestellt 

und die Rolle der Medien für die wis­

senschaftliche Erziehung betont wer­

den. Zudem muß die Propaganda für 

die Verbreitung von W + T einen we­

sentlichen Bestandteil der gesamten 

Propagandaarbeit ausmachen. Ihr Anteil 

ist in den Massenmedien wie Zeitun­

gen, Büchern, Radio, Fernsehen und 

Film stark zu erhöhen, damit ein gesell­

schaftliches Klima entsteht, in dem je­

der "die Wissenschaft studiert, sie liebt, 

von ihr spricht und sie verwendet". Die 

Journalisten sollen dazu gebracht wer­

den, sich wissenschaftlich-technische 

Kenntnisse anzueignen und die Verbrei­

tung von W+T stärker zu propagieren. 

Die Publikation von Zeitungen, Zeit­

schriften, Büchern zur Verbreitung von 

W+T und von wissenschaftlichen Vi­

deofilmen und Tonkassetten soll geför­

dert werden. Die Kultur- und Propa-
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Bekämpfung von Aberglauben und 

Kontrolle religiöser Aktivitäten fließt, 

sollte sinnvoller für den Ausbau des 

Bildungswesens genutzt werden. Hier 

liegen die entscheidenden Defizite. Sie 

werden von der Regierung zwar gese­

hen, aber dennoch wird zu wenig getan. 

Schließlich sind es die Schulen, die die 

Voraussetzungen für die Verbreitung 

von W+T schaffen, -st-

*(13)

Nationale Konferenz über Hochschul­

reform

Mitte Dezember 1994 fand in Shanghai 

eine nationale Konferenz über die Re­

form der Hochschulbildung statt. Diese 

ist ein Dauerthema der Bildungsreform. 

Nachdem es in den ersten Jahren der 

Hochschulreform zunächst um die er­

weiterte Autonomie der Hochschulen, 

Hochschulzugang und ähnliche den 

Hochschulbetrieb berührende Probleme 

ging, ist in den letzten beiden Jahren 

die Reform der Hochschulstruktur in 

den Mittelpunkt gerückt. Diesem As­

pekt war auch die jüngste Shanghaier 

Tagung gewidmet. Als höchster Regie­

rungsvertreter war der stellvertretende 

Ministerpräsident Li Lanqing anwe­

send. In seiner Rede vor den Kongreß­

teilnehmern legte er die Probleme des 

gegenwärtigen Hochschulsystems dar, 

die sich hauptsächlich aus der zentrali­

sierten Verwaltung eines großen Teils 

der Hochschulen im ganzen Land erge­

ben, und zeigte Wege für eine Neu­

strukturierung auf (vgl. eine Zusam­

menfassung der wichtigsten Punkte in 

RMRB, 20.12.94).

Das gegenwärtige System des Hoch­

schulbetriebs und der Hochschulverwal­

tung, So Li Lanqing, habe sich in den 

fünfziger Jahren herausgebildet. Es ha­

be in Einklang mit dem seinerzeit prak­

tizierten hochgradig zentralisierten 

Planwirtschaftssystem gestanden. Ent­

sprechend diesem System hätten die 

verschiedenen Fachministerien der Zen­

trale nacheinander zwecks Ausbildung 

von Fachleuten für ihre jeweiligen 

Branchen und Abteilungen eine große 

Zahl von Hochschulen mit nur einer 

Disziplin gegründet und verwaltet. En­

de der fünfziger Jahre hätten die Pro­

vinzen nachgezogen und für ihre Re­

gion ebensolche Fachhochschulen ge­

gründet und verwaltet. Auf diese Weise 

sei nicht nur eine immer größere Zahl 

von Hochschulen entstanden, sondern 

zudem ein System, in dem die Zentrale 

und die Lokalregierungen getrennt je­

weils ihre Hochschulen betrieben. Un­

ter den damaligen Bedingungen sei das 

System angemessen gewesen, aber heu­

te bringe es große Nachteile mit sich. 

Der Hauptnachteil sei, daß ein großer 

Teil der damals errichteten Hoch- und 

Fachhochschulen redundant sei und ein 

niedriges Niveau habe. Die beschränk­

ten personellen und materiellen Res­

sourcen hätten nicht optimal eingesetzt 

und genutzt werden können mit der 

Folge, daß Effizienz und Niveau dieser 

Schulen niedrig seien. Außerdem seien 

diese den Fachministerien unterstehen­

den Schulen zumeist auf die speziellen 

Bedürfnisse der jeweiligen Branche 

ausgerichtet gewesen, häufig sogar nur 

auf ein Produkt oder eine bestimmte 

Technik, so daß die Kenntnisse ihrer 

Absolventen recht eng und nur be­

schränkt anwendbar seien. Ein solches 

System passe nicht mehr zu der soziali­

stischen Marktwirtschaft. Deshalb sei 

das getrennte System von zentral und 

örtlich verwalteten Hochschulen auch 

im Interesse einer weiteren Reform des 

Wirtschaftssystems nötig.

Das Ziel der Reform der Hochschul­

struktur müsse es sein, die Beziehungen 

zwischen Regierung und Hochschulen, 

Zentrale und Lokalregierungen sowie 

zwischen der Staatlichen Erziehungs­

kommission und den Fachministerien 

der Zentrale enger zu gestalten und ein 

System anzustreben, in dem sich die 

Hochschulen unter der Makrokontrolle 

des Staates der Gesellschaft zuwenden 

und weitgehende Autonomie haben. 

Was die Beziehungen zwischen Zentral- 

und Lokalebene angeht, so sollten die 

Zentral- und Provinzregierung gemein­

sam zuständig sein, wobei die Provinz­

regierung die Hauptrolle spielen solle. 

Bezüglich der Verwaltung von Schulen, 

die zentralen Behörden unterstehen, 

sollten je nach den Bedingungen ver­

schiedene Formen eingeführt werden, 

z.B. daß die zentralen Behörden die 

Schulen weiterhin betreiben, daß Zen­

tral- und Lokalregierung gemeinsam zu­

ständig sind, daß die Lokalregierung 

zuständig ist, daß Untemehmensgrup- 

pen sich an der Verwaltung beteiligen 

oder daß mehrere Schulen Zusammenar­

beiten oder zusammengelegt werden. 

Im 9. Fünfjahrplan sollten Gemein­

schaftsgründungen den Schwerpunkt 

bilden, und wo die Bedingungen reif 

sind, sollte die Verwaltung auf die Lo­

kalregierung übergehen. Keinesfalls 

solle man sich auf ein Modell beschrän­

ken. Die Neustrukturierung der Hoch­

schulen solle im Rahmen einer Gesamt­

planung erfolgen, wobei das wichtigste 

Ziel sei, die Trennung zwischen zentra­

ler und lokaler Verwaltung aufzuheben 

und eine Neugliederung unter dem Ge­

sichtspunkt einer optimalen Verteilung 

und Fächerstruktur vorzunehmen. Im 

übrigen sollten bis zum Ende des Jahr­

hunderts keine neuen Hochschulen ge­

gründet werden. Wenn Bedarf an neuen 

Hochschulen bestünde, sollte dieser 

durch Anpassung und Neugliederung 

bestehender Hochschulen befriedigt 

werden. Die Hochschulreform ziele 

darauf ab, die Hochschulen besser zu 

verwalten. In ihrem Verlauf müßten die 

Zentral- und Lokalregierungen ihre 

Zuwendungen für die Hochschulen 

schrittweise erhöhen, keinesfalls aber 

verringern, damit die Lehre nicht leide.

Die von Li Lanqing skizzierten Re­

formvorstellungen werden teilweise be­

reits in die Praxis umgesetzt. Insgesamt 

haben schon gut 200 tertiäre Bildungs­

einrichtungen, also etwa ein Fünftel der 

1.080 bestehenden Einrichtungen, in 

dieser Richtung experimentiert (Xinhua 

Inlanddienst, Beijing, 16.12.94, nach 

SWB, 3.1.95). So wird seit 1994 bei 

ausgewählten Universitäten Shanghais, 

die bisher allein der Zentrale unterstan­

den, ein System der Mischfinanzierung 

(Zentrale und Stadtregierung Shanghai) 

praktiziert, was bedeutet, daß nunmehr 

beide Ebenen, die Zentral- und die Pro­

vinzregierung, verantwortlich zeichnen 

(C.a., 1994/5, Ü 10). Außerdem sind 

schon verschiedene bestehende Hoch­

schulen zwecks Bündelung der Ressour­

cen und Kapazitäten zusammengelegt 

worden. Ein Beispiel ist die Gründung 

der Universität Shanghai, die durch Zu­

sammenlegung von vier tertiären Bil­

dungseinrichtungen entstanden ist (vgl. 

ebd., Ü 11).

Die Gründe für die Umstrukturierung 

der Hochschullandschaft in China lie­

gen nicht nur in der Vielzahl - und häu­

fig Überschneidung - sehr eng ausge­

richteter Fachhochschulen von niedri­

gem Niveau, für die heute immer weni­

ger Bedarf besteht, sondern auch darin, 

den Provinzregierungen Einflußmög­

lichkeiten auf die in ihren Provinzen ge­

legenen Universitäten und Hochschulen 

zu geben. Bisher hatten die Provinzen 

keinen Zugriff auf die der Zentrale un­

terstellten Einrichtungen. Durch die Re­

form müssen sich die Provinzen zwar 

an der Finanzierung beteiligen, dafür 

erhalten sie aber das Recht, beispiels­

weise bei Entscheidungen über die fach­

liche Ausrichtung der Hochschulen oder 

die Zusammenlegung redundanter oder 

sich ergänzender Einrichtungen mitzu­

wirken, also ihre eigenen Interessen 

wahrzunehmen, die vielfach nicht mit 

denen der Zentrale übereinstimmen.
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Für die Zentrale bringt die Strukturre­

form finanzielle Entlastung mit sich, 

allerdings auch Einschränkungen hin­

sichtlich des Zugriffes auf die bisher 

ausschließlich der Zentrale unterstellten 

tertiären Bildungseinrichtungen, -st-

*(14)

Derzeitige Hochschulstruktur

Gegenwärtig gibt es in China 1.080 re­

guläre Universitäten und Hochschulen. 

Von diesen unterstehen 35 der Staatli­

chen Erziehungskommission; 325 un­

terstehen 63 verschiedenen Ministerien 

und Abteilungen der Zentralregierung. 

713 tertiäre Bildungseinrichtungen un­

terstehen den Provinzen, und sieben 

werden privat betrieben (Xinhua In- 

landdienst, chin., Beijing, 16.12.94, 

nach SWB, 3.1.95). Demnach ist genau 

ein Drittel aller Universitäten und 

Hochschulen der Zentrale unterstellt.

Diese Trennung zwischen zentralstaatli­

chen Einrichtungen und solchen der 

Provinzen wird durch die angelaufene 

Reform der Hochschulstruktur zuneh­

mend überwunden. Derzeit wird die 

verwaltungsmäßige Zuständigkeit bei 

gut 200 Hochschulen verändert, teils 

durch Zusammenlegung und Vermi­

schung der Zuständigkeiten von Staat 

und Provinzen, teils durch Beteiligung 

von Untemehmensgruppen. Fünfzig 

tertiäre Bildungseinrichtungen sollen 

bereits zu etwa zehn zusammengefaßt 

worden sein, und weitere fünfzig sind 

dabei, sich zusammenzuschließen. Zu­

dem beteiligen sich zahlreiche Unter­

nehmen, Untemehmensgruppen und 

Forschungsinstitute an der Finanzierung 

und damit auch Verwaltung von Hoch­

schulen. Folgende Beispiele für die Be­

teiligung am Betreiben von Hochschu­

len werden genannt:

- 16 Untemehmensgruppen, darunter 

die Changan-Gruppe und die Panzhi- 

hua Mine and Metallurgical Co., be­

teiligen sich an der Universität 

Chongqing;

- die Verwaltung des Erdölfelds Shenli 

beteiligt sich an der Petroleum-Uni­

versität;

- die Automobil-Untemehmensgruppe 

beteiligt sich an der Industrieuniver­

sität Jilin;

- die Hangyun-Untemehmensgruppe 

beteiligt sich an der Hochschule für 

Seetransport in Dalian. (Ebd.) -st-

*(15)

Die fünf besten Universitäten für Na­

turwissenschaften und Technik

Die Beijing-Universität wurde jüngst 

als beste Universität Chinas für Grund­

lagenforschung und Technologie ermit­

telt. Die folgenden vier Plätze der fünf 

Spitzenuniversitäten des Landes nehmen 

die Nanjing-Universität, die Chinesi­

sche Universität für Wissenschaft und 

Technik (Hefei), die Fudan-Universität 

(Shanghai) und die Qinghua-Universität 

(Beijing) ein. Die Einstufung wurde 

von der Staatlichen Kommission für 

Wissenschaft und Technologie ermit­

telt, und zwar aufgrund der internatio­

nal üblichen Methode, nach der als 

Maßstab die Zahl der im In- und Aus­

land veröffentlichten wissenschaftlichen 

Arbeiten und die Zahl der internationa­

len Zitierungen dienen. Danach hatte 

die Beijing-Universität die meisten wis­

senschaftlichen Arbeiten zu verzeich­

nen, die im Ausland zitiert wurden, 

nämlich 259 im Jahre 1993. Bei der 

Nanjing-Universität waren es 222 und 

bei der Chinesischen Universität für 

Wissenschaft und Technik 177 Arbei­

ten. (XNA, 22.12.94)

Die Rangfolge der Universitäten nach 

dieser Methode wird in China seit 1991 

durchgeführt. Der Erhebung der Staat­

lichen Kommission für Wissenschaft 

und Technologie liegen drei internatio­

nal übliche Indices zugrunde, der Scien- 

tific Citation Index (SCI), der Engineer­

ing Index (EI) und der Index to Scienti- 

fic and Technical Proceedings (ISTP). 

Der SCI legt das Schwergewicht auf na­

turwissenschaftliche Grundlagenfor­

schung. Ihm zufolge hatten im Jahr 

1993 die Nanjing-Universität, die Bei­

jing-Universität und die Chinesische 

Universität für Wissenschaft und Tech­

nik die meisten wissenschaftlichen Ar­

beiten zu verzeichnen. Der mehr für die 

technischen Wissenschaften zuständige 

EI führte für die Qinghua-Universität 

156 Arbeiten, für die Jiaotong-Univer- 

sität in Xi'an 127 und für die Beijinger 

Universität für Wissenschaft und Tech­

nik 124 Arbeiten auf.

Von Seiten der Staatlichen Kommission 

für Wissenschaft und Technologie wird 

darauf hingewiesen, daß aufgrund der 

Sprachbarriere und der knappen Fi­

nanzmittel für eine große Zahl hervor­

ragender Arbeiten keine Möglichkeit 

für Veröffentlichung und damit Zitiert­

werden bestehe. (Ebd.) -st- 

*(16)

Neuordnung der Forschungsstruktur 

an der Akademie der Sozialwissen­

schaften

An der Chinesischen Akademie der So­

zialwissenschaften findet gegenwärtig 

eine umfangreiche Neuordnung der 

Forschungs- und Organisationsstruktu­

ren statt. Finanziell am meisten geför­

dert werden ab 1995 die Wirtschafts­

wissenschaften, Rechtswissenschaft und 

Soziologie sowie die "Theorie vom So­

zialismus chinesischer Prägung". Ande­

re Disziplinen werden zum Teil abge­

schafft oder zusammengelegt. Der 

Schwerpunkt der Forschung soll auf Fi­

nanz- und Haushaltswesen, Außenhan­

del und Landwirtschaft liegen. Geistes­

wissenschaftliche Disziplinen wie z.B. 

Geschichte, Philosophie und Literatur 

sollen auf dem gegenwärtigen Stand ge­

halten, aber nicht erweitert werden. Das 

Studium des Marxismus wird auf ver­

schiedene Institute aufgeteilt, anstatt auf 

ein Institut konzentriert zu sein, wie es 

in den vergangenen vierzig Jahren der 

Fall war. Eine besondere Abteilung 

wird sich mit Fragen der Sozialversi­

cherung befassen. Außerdem wurden 

die Parteikomitees und Verwaltungen 

einiger Institute zwecks Effizienzsteige­

rung zusammengelegt. Die Anpassung, 

so heißt es, sei notwendig geworden, 

weil einige alte Fächer durch die neuen 

Entwicklungen, namentlich durch die 

Einführung der Marktwirtschaft, über­

holt seien. (XNA, 16.12.94)

Angesichts des Mangels an Finanzmit­

teln und an wissenschaftlichen Mitar­

beitern auf der einen und des aufgebläh­

ten Verwaltungsapparates auf der ande­

ren Seite ist auch die Personalstruktur 

an der Akademie der Sozialwissenschaf­

ten verändert worden. Dabei versucht 

man, möglichst keine Wissenschaftler 

zu entlassen. Man habe lediglich einige 

hundert Verwaltungsleute entlassen, 

hieß es von Seiten der Akademie. Da­

durch habe man mehr Wissenschaftler­

stellen einrichten und den bürokrati­

schen Apparat reduzieren wollen. Von 

den 31 Forschungsinstituten der Aka­

demie der Sozialwissenschaften hätten 

21 einen Zuwachs an wissenschaftlichen 

Mitarbeitern erfahren, während bei den 

übrigen zehn Instituten die Zahl der 

Wissenschaftler gleichgeblieben sei. 

Der Anteil der wissenschaftlichen Mit­

arbeiter an der Akademie sei durch die 

Umschichtung dieses Jahres von 58 auf 

70 Prozent des gesamten Personals an­

gewachsen. Profitiert hätten davon vor 
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allem die Gebiete Finanzwesen und Au­

ßenhandel. Wissenschaftler, deren Insti­

tute aufgelöst oder zusammengelegt 

worden sind, seien nicht entlassen, son­

dern mit anderen Aufgaben betraut 

worden. Die Akademie der Sozialwis­

senschaften müsse Geld, Personal und 

Material auf einige Schlüsselprojekte 

konzentrieren, wie z.B. das Studium 

des Sozialismus chinesischer Prägung.

Die Personal stärke der Akademie der 

Sozialwissenschaften insgesamt wurde 

mit 4.800 Mitarbeitern beziffert. 

(XNA, 16.12.94)

Bereits Anfang des Jahres 1989 war be­

schlossen worden, die Schwerpunkte 

der sozialwissenschaftlichen Forschung 

neu zu setzen und die Zahl der Akade­

mieinstitute auf dem seinerzeitigen 

Stand einzufrieren (vgl. C.a., 1989/1, 

Ü 29). Die Umstrukturierung der Dis­

ziplinen trägt der derzeitigen Interessen­

lage des Staates Rechnung: Gefragt sind 

Wirtschaftswissenschaften und Jura, 

auch Soziologie, aber keine Ideologie 

mehr. Der Marxismus, so heißt es, sei 

auf mehrere Institute aufgeteilt worden; 

dort dürfte er noch in Disziplinen wie 

Geschichte und Philosophie angewendet 

werden, während ansonsten auf pragma­

tische Weise Fächer gefördert werden, 

die für die Einführung marktwirtschaft­

licher Bedingungen erforderlich sind 

und von denen andere Forschungser­

gebnisse als die Bestätigung der marxi­

stischen Orthodoxie erwartet werden, 

-st-

*(17)

Geringere Jobchancen für Hochschul­

absolventen

Kürzlich hat der Direktor der Abteilung 

für Hochschulstudenten in der Staatli­

chen Erziehungskommission die Stu­

denten aufgefordert, ihre Erwartungen 

hinsichtlich guter Jobs herunterzu­

schrauben. Hochschulabsolventen hät­

ten zwar keine Schwierigkeiten, eine 

Stellung zu finden, sagte er, aber auf­

grund der Unausgewogenheit von An­

gebot und Nachfrage sollten sie keine 

allzu hohen Erwartungen stellen. Er be­

klagte, daß in den vergangenen Jahren 

der größte Zuwachs an Studenten in 

solchen Fächern erfolgt sei, für die heu­

te kaum noch Nachfrage bestehe; dies 

betreffe vor allem Fächer wie Literatur 

und allgemeine Naturwissenschaften. 

Die besten Aussichten hätten Studenten, 

die Architektur, Verkehrswesen, Fi­

nanzwesen, Handel, Buchführung,

Fremdsprachen, Maschinenbau oder 

Elektronik studiert hätten. (SCMP,

20.12.94)

Die verminderten Jobchancen werden 

sich besonders für die Hochschulabsol­

venten des Jahres 1995 bemerkbar ma­

chen, deren Zahl mit 895.000 angege­

ben wird, 38 Prozent mehr als 1994. 

Denn die Regierung plant mehr als zwei 

Millionen staatliche Stellen einzusparen 

und weitere 1,3 Millionen Stellen in 

staatlich subventionierten Institutionen. 

Hinzu kommt, daß die Staatsbetriebe, 

die früher die begehrtesten Stellen zu 

vergeben hatten, heute großenteils vor 

dem Bankrott stehen und keine neuen 

Stellen mehr zu vergeben haben. In der 

Beliebtheitsskala der Hochschulabsol­

venten sind sie von ausländischen Fir­

men abgelöst worden. Alle, die dort un­

terkommen, schätzen sich glücklich. 

Den Hochschulabgängem des Jahres 

1995 ist das Studium zu 90 Prozent 

noch vom Staat finanziert worden; dies 

bedeutet, daß ihnen der Staat auch einen 

Arbeitsplatz bereitstellen muß (ebd.). 

Da er aber nur noch wenige Spitzenjobs 

zu vergeben hat, werden sich die mei­

sten mit schlecht bezahlten Jobs, viel­

fach auch in Ungunstgebieten, zufrie­

dengeben müssen, -st-

*(18)

Neuer Generalsekretär des Christen­

rates

Kürzlich wurde Dr. Han Wenzao zum 

neuen geschäftsführenden Generalsekre­

tär des Chinesischen Christenrates ge­

wählt. Der Christenrat wurde 1980 ge­

gründet und ist zusammen mit der Pa­

triotischen Drei-Selbst-Bewegung das 

höchste, offiziell anerkannte protestan­

tische Organ (vgl. SCMP, 14. u.

24.12.94) . Dr. Han (71) steht vor 

schwierigen Aufgaben für die Kirche in 

China. Zum einen geht es darum, eine 

neue Generation von neuen Kirchenfüh- 

rem und Theologen heranzubilden, da 

die Kirchenleitung ebenso wie ein gro­

ßer Teil der Pastoren überaltert sind. 

Die Nachwuchssorgen sind vor allem 

deshalb akut, weil die Regierung im 

vergangenen Jahr verfügt hatte, daß Pa­

storen und Prediger mit 70 Jahren in 

den Ruhestand zu gehen haben (vgl. 

AWSJ, 8.12.94). Zum anderen liegt 

Han Wenzao daran, eine vermittelnde 

Position zwischen der Drei-Selbst-Be- 

wegung und der "Untergrundkirche" 

sowie zwischen der Kirche und der po­

litischen Führung einzunehmen. Eine 

zunehmende Zahl chinesischer Christen 

ist mit der ständigen Beobachtung der 

Gemeinden durch offizielle Stellen so­

wie deren Einmischung in das Gemein­

deleben unzufrieden und kehrt der offi­

ziell anerkannten Kirche den Rücken, 

um ihr Christsein in "Hauskirchen" zu 

praktizieren. Ihre Zahl soll inzwischen 

die Mitglieder der Patriotischen Drei- 

Selbst-Bewegung bei weitem übertref­

fen; die Rede ist von gut 45 Millionen 

(ebd.). Jüngst war es in der Beijinger 

Gangwashi-Kirche zu einem Konflikt 

zwischen der Gemeinde und dem Amt 

für religiöse Angelegenheiten gekom­

men, weil das Amt den äußerst belieb­

ten Pastor Yang (73) aus Altersgründen 

absetzte. Angesichts der Proteste der 

Gemeinde fühlte sich die offizielle Seite 

bemüßigt, den Andrang bei den Weih­

nachtsgottesdiensten mit starker Poli­

zeipräsenz unter Kontrolle zu halten 

(SCMP, 26.12.94). Ein weiterer Kon­

flikt, dem sich Dr. Han anzunehmen 

haben wird, betrifft den Pastor einer 

Shenyanger Gemeinde, der seit acht 

Monaten im Gefängnis sitzt, weil er an­

geblich zu Protesten aufgerufen hatte 

(SCMP, 14.12.94).

Religiöse Aktivitäten werden von der 

Kommunistischen Partei mit besonde­

rem Argwohn beobachtet. Die Partei 

verfolgt als Endziel die Abschaffung 

jeglicher Religion, die als unwissen­

schaftlich und rückständig angesehen 

und tendenziell mit Aberglaube in Ver­

bindung gebracht wird. So muß es der 

Partei ein Dom im Auge sein, daß die 

christlichen Kirchen in China seit Jah­

ren verstärkten Zulauf erhalten. Einen 

Grund dafür sieht Han Wenzao darin, 

daß das Christentum eine Alternative zu 

der vorherrschenden materialistischen 

Weltanschauung, bei der einzig Geld 

und Reichtum erstrebt werden, bietet. 

Die Gesamtzahl der Christen in China 

beträgt zwischen 70 und 80 Millionen 

(ca. 64 Mio. Protestanten und ca. 12 

Mio. Katholiken; vgl. China heute, 

1993/4-5, S.98), -st-

*(19)

Vierzehn Stätten des kulturellen 

Welterbes

Das Komitee für das Welterbe der 

UNESCO hat kürzlich vier neue Stätten 

in China in die Liste derjenigen Denk­

mäler aufgenommen, die als kulturelles 

und historisches Erbe der gesamten 

Menschheit zu gelten haben. Bei den 

vier neu hinzugekommenen Stätten 

handelt es sich um den Potala-Palast in 

Lhasa (Tibet), den kaiserlichen Som­
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merpalast der Qing-Dynastie (1644- 

1911) in Chengde (Provinz Hebei), die 

Konfuzius gewidmeten Denkmäler in 

seinem Geburtsort Qufu (Provinz Shan­

dong) und die daoistischen Tempel und 

anderen Gebäude auf dem Wudang- 

Berg (Provinz Hubei). (XNA,

18.12.94)

Die zehn bereits zuvor anerkannten 

Stätten des kulturellen Welterbes setzen 

sich wie folgt zusammen: die Große 

Mauer, der Kaiserpalast in Beijing, die 

Ausgrabungsstätte des prähistorischen 

Peking-Menschen in Zhoukoudian bei 

Beijing, das Mausoleum des ersten chi­

nesischen Kaisers Qin Shihuang nahe 

Xi'an (Provinz Shaanxi), die Höhlen­

tempel von Dunhuang (Provinz Gansu), 

die Huang Shan-Berge (Landschaftspark 

in Anhui), der Tai Shan (Provinz Shan­

dong) sowie die drei Geschichts- und 

Landschaftsparks Wulingyuan (NW- 

Hunan), Jiuzhaigou und Huanglong 

(beide N-Sichuan). -st-

Außenwirtschaft
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USA verhindern Chinas GATT-Bei- 

tritt

Das 19. Treffen der GATT-Arbeits­

gruppe China endete am 20.12.94 in 

Genf ohne den Beschluß der Vertrags­

parteien, China noch vor der Gründung 

der World Trade Organization (WTO) 

als Mitglied aufzunehmen. Der Spre­

cher des Außenwirtschaftsministeriums 

beklagte, daß einige Vertragsparteien 

des GATT aus politischen Motiven die 

Aufnahme Chinas verhindert hätten, 

obwohl das Außenwirtschaftssystem in­

zwischen mit den GATT-Prinzipien 

übereinstimmen würde. Anstatt der von 

diesen Ländern zuvor zugesagten Un­

terstützung bei der Aufnahme in das 

GATT hätten sie überzogene Forderun­

gen gestellt und absichtlich Chinas Bei­

tritt verzögert.

China zweifele daran, so der MOFTEC- 

Sprecher, daß es der WTO gelingen 

wird, die ungezügelten Eingriffe einiger 

Vertragsparteien zu beenden. Zwar 

würde China als aufsteigende wichtige 

Welthandelsnation bereit sein, den in­

ternationalen Handel zu fördern. Solan­

ge jedoch China kein Mitglied im 

GATT und kein Gründungsmitglied der 

WTO werde, fühle es sich nicht an die

Beschlüsse der Uruguay-Runde gebun­

den, da es ja auch nicht die mit der 

Mitgliedsschaft verbundenen Handels­

vorteile genießen könne. (Xinhua News 

Agency, Domestic Service, Beijing, in 

Chinese, 20.12.94, nach SWB,

22.12.94)

In einem Kommentar der Nachrichten­

agentur Xinhua werden die USA auch 

explizit als die eigentlichen Bremser bei 

der Frage der GATT-Aufnahme ge­

nannt, deren Verhalten sich auf die 

übrigen Mitglieder negativ ausgewirkt 

hätte. (Xinhua News Agency, Domestic 

Service, Beijing, in Chinese, 21.12.94, 

nach SWB, 23.12.94)

Aus der Sicht der USA wird das stetig 

wachsende Defizit im Handel mit China 

nicht gerade als Beweis dafür gesehen, 

daß China es mit der Marktöffnung tat­

sächlich ernst meint. Auch in den ersten 

10 Monaten d.J. hat sich diese Situation 

nicht zugunsten der USA verändert wie 

die folgende Abbildung zeigt.

zu Lösungen zu kommen. Die USA 

wollen jedoch gleichzeitig eine Liste 

der Güter aufzustellen, für die Höchst­

tarife gelten werden, wenn die Ver­

handlungen zu keinem für die USA ak­

zeptablen Ergebnis führen. (SCMP,

31.12.94) Ende Dezember veröffent­

lichte das Außenwirtschaftsministerium 

eine eigene Liste mit amerikanischen 

Produkten, die bei einer Verhängung 

von Sanktionen durch die USA von 

chinesischer Seite diskriminiert werden. 

(Xinhua News Agency, Domestic Ser­

vice, Beijing, 31.12.94, nach SWB,

3.1.94) -schü- 
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Vertragstreue und Kreditwürdigkeit 

chinesischer Unternehmen auf dem 

Prüfstand

In den letzten Wochen sind eine Reihe 

von Finanzskandalen bekanntgeworden, 

in deren Mittelpunkt die Weigerung 

chinesischer Staatsuntemehmen steht,

Chlna’s trade with the US

Source: US Üept of Commerce • Jan-October

(aus: FT, 22.12.94)

Die Spannungen in den Wirtschaftsbe­

ziehungen erhöhten sich im Dezember 

auch aufgrund der Konflikte über die 

Einhaltung von Urheberrechten. Im Ju­

ni d.J. hatten die USA eine Untersu­

chung im Rahmen der "Sektion 301" 

des Handelsgesetzes eingeleitet, die je­

doch nach Einschätzung der USA keine 

Wirkung gezeigt hat. Angaben der USA 

zufolge, beliefen sich die Verluste aus 

der Verletzung von Copyrights für 

Computerprogramme oder CDs auf 827 

Mio.US$ im letzten Jahr. (SCMP,

17.12.94)

Die USA haben China einen neuen 

Termin bis zum 4.2.1995 gesetzt, um 

dann in erneuten bilateralen Gesprächen

ausstehende Schulden zu begleichen. 

Hierzu zählt auch der Fall der Lehman 

Brothers, einer amerikanischen Invest­

mentfirma, die zwei chinesische 

Staatsuntemehmen auf Zahlung von 100 

Mio. US$ in New York verklagt hat.

Dem einen chinesischen Unternehmen 

entstanden Verluste im Devisenhandel 

in Höhe von 52,5 Mio.US$, die sie 

jedoch auf die Geschäftspraxis von 

Lehman Brothers zurückführten. Die 

China National Metals & Minerals Im­

port and Export Corp. (Minmetals), 

wirft Lehman vor, daß ein junger, uner­

fahrener Angestellte für einen nichtbe­

rechtigten Devisenhandel mit hohem 

Risiko "gekördert" worden sei. Ähnlich 




